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Dieser Beitrag stellt die Entwicklung der 
Tierarzthaftung dar, wobei auf die Unter-
schiede und Gemeinsamkeiten zwischen der 
Arzthaftung und der Tierarzthaftung einge-
gangen wird. Ein besonderes Augenmerk ist 
dabei auf die Ankaufsuntersuchung zu rich-
ten, bei der es sich um eine weitere Haf-
tungsquelle des Tierarztes handeln kann.

Die Tierarzthaftung hat sich im Laufe der Zeit 
kontinuierlich weiterentwickelt. Wurde anfangs 
eine gleiche Behandlung von Humanmedizinern 
mit Veterinärmedizinern aufgrund der unter-
schiedlich geschützten Rechtsgüter teilweise 
abgelehnt [1], ist die Rechtsprechung mittler-
weile dazu übergegangen, die Beweisregeln 
und auch -erleichterungen bezüglich eines 
 etwaigen Behandlungsfehlers in der Arzthaf-
tung auf die Tierarzthaftung anzuwenden [u. a. 
2]. Hiervon losgelöst wendet die Rechtspre-
chung die Regelung des § 630e (Aufklärungs-
pflichten) BGB (Bürgerliches Gesetzbuch) auf 
die Tierarzthaftung nicht an. 

Haftungsgrundlagen

Das seit 2013 kodifizierte Patientenrechte -
gesetz findet auf die Behandlungsverträge mit 
Veterinärmedizinern keine Anwendung. Patien-
ten im Sinne von § 630a Abs. 1 BGB können nur 
Menschen, jedoch keine Tiere sein [3]. Insofern 
erfolgt die Haftung eines Tierarztes über die 
 allgemeinen vertraglichen oder deliktischen 
Haftungsgrundlagen. 

Grundsätzlich ist die Behandlung durch 
 einen Tierarzt als Dienstvertrag im Sinne von 
§§ 611 ff. BGB einzuordnen [4]. Der Erfolg einer 
Behandlung bei einem lebenden Organismus 
hängt auch von Faktoren ab, die nur bedingt zu 
beeinflussen sind. Aus diesem Grund schuldet 
der Veterinärmediziner nur ein Bemühen, 
 jedoch keinen Erfolg [5]. Etwas anderes gilt 
 jedoch, wenn der Tierarzt eine Ankaufsunter -
suchung durchführt (s. u.). Hierbei verpflichtet 
er sich zur Erstellung eines Gutachtens über 
den Gesundheitszustand des zu begutachten-
den Tieres [6].

Anknüpfungspunkte für eine Haftung im 
humanmedizinischen Bereich stellen der Be-
handlungsfehler und die mangelhafte Aufklä-
rung dar. Auch in der Veterinärmedizin existie-

ren beide Haftungsgrundlagen, wobei sich die 
Zielrichtung der Aufklärung in der Veterinär -
medizin von derjenigen der Humanmedizin 
 unterscheidet [7].

Behandlungsfehler
Aus dem Wortlaut des § 630a Abs. 2 BGB ergibt 
sich im Umkehrschluss, dass ein Behandlungs-
fehler dann vorliegt, wenn das ärztliche Han-
deln von dem allgemein anerkannten fach -
lichen Standard abweicht. Auf die möglicher-
weise hinter dem medizinischen Standard des 
jeweiligen Fachgebiets zurückbleibenden sub-

jektiven Fähigkeiten des jeweils behandelnden 
Arztes kommt es dabei nicht an [8]. Auch der 
behandelnde Tierarzt muss sich nach dem ob-
jektiven Sorgfaltsmaßstab bewerten lassen. 
Danach schuldet der Veterinärmediziner eine 
sorgfältige und gewissenhafte Untersuchung 
und Behandlung des ihm anvertrauten Tieres 
unter Einsatz seiner veterinärmedizinischen 
Kenntnisse und Erfahrungen [9]. Ein Verstoß 
gegen diesen objektiven Sorgfaltsmaßstab ist 
daher als Behandlungsfehler in der Veterinär-
medizin zu bewerten.

Grober Behandlungsfehler
In der Humanmedizin ist ein Behandlungsfehler 
als grob zu bewerten, wenn der Arzt eindeutig 
gegen bewährte ärztliche Behandlungsregeln 

oder gesicherte medizinische Erkenntnisse 
 verstoßen und einen Fehler begangen hat, der 
aus objektiver Sicht nicht mehr verständlich 
 erscheint, weil er einem Arzt schlechterdings 
nicht unterlaufen darf [10]. In diesem Fall greift 
gemäß § 630h Abs. 5 Satz 1 BGB grundsätzlich 
die Beweislastumkehr zwischen der haftungs-
begründenden Kausalität und dem Primärscha-
den ein. Der Arzt kann sich folglich nur entlas-
ten, wenn er den Nachweis erbringt, dass bei 
ordnungsgemäßer Behandlung der Schaden 
ebenfalls eingetreten wäre. Diesen Beweis 
kann er in den seltensten Fällen erbringen. 

Ob diese Beweislastumkehr auch in der Ve-
terinärmedizin Anwendung findet, war eine 
Zeitlang umstritten. Das Oberlandesgericht 
(OLG) Koblenz hat im Jahre 2008 ausgeführt, 
dass Beweisregeln für die humanmedizinische 
Haftung wegen eines groben Behandlungsfeh-
lers in der Tierarzthaftung keine Anwendung 
finden [1]. Es existiere kein Grund für eine un-
terschiedliche Behandlung einer tierärztlichen 
Fehlbehandlung mit einer sonstigen Eigen-
tumsverletzung. Auch in diesem Fall müsse der 
Eigentümer die Kausalität zwischen Pflichtver-
letzung und Schaden nachweisen. 

Diese Entscheidung wurde in der Literatur 
zu Recht kritisiert und blieb eher eine einzelne 
Meinung. Auch der Veterinärmediziner ist ver-
pflichtet, die Behandlung des Tieres entspre-
chend der tierärztlichen Kunst durchzuführen 
[11]. Bereits 1977 hat der Bundesgerichtshof 
(BGH) die Vergleichbarkeit zwischen der Tätig-
keit eines Tierarztes und eines Humanmedizi-
ners konstatiert [12]. Die Ausübung des tier-
ärztlichen Heilberufs stimme in Bezug auf Hei-
lung und Erhaltung eines lebenden Organismus 
mit der Humanmedizin überein. In der Konse-
quenz nimmt der Großteil der Rechtsprechung 
an, dass die Beweisregeln der Humanmedizin 
auch auf die Veterinärmedizin anzuwenden sind 
[u. a. 13]. Wenn der Humanmediziner eine 
 Beweislastumkehr gegen sich gelten lassen 
müsse, weil er aufgrund eines grob fehlerhaf-
ten ärztlichen Verhaltens die Bandbreite der für 
die Schädigung in Betracht kommenden Ursa-
chen gerade durch diesen Fehler besonders 
 erweitert habe, seien diese Grundsätze auch 
auf einen Tierarzt anzuwenden, der ebenfalls 
gegen den Standard in grob fehlerhafte Weise 
verstoßen habe [u. a. 14].
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Dies gelte auch für die unterlassene Be-
funderhebung und die damit einhergehende  
Beweislastumkehr [2]. Eine unterlassene Be-
funderhebung liegt dann vor, wenn sich bei der 
gebotenen Abklärung der vorliegenden Sympto-
me mit hinreichender Wahrscheinlichkeit ein 
reaktionspflichtiger Befund ergeben hätte, die 
Nichtreaktion auf diesen Befund sich als grob 
fehlerhaft dargestellt hätte und der Fehler ge-
nerell geeignet ist, den Schaden zu verursachen 
[u. a. 15]. In einem Revisionsverfahren, bei dem 
sich der beklagte Tierarzt gegen die Anwen-
dung der Beweislastumkehr aufgrund  einer un-
terlassenen Befunderhebung wehrte, bekräftig-
te der BGH die obergerichtlich festgestellten 
Grundsätze [2]. Danach habe der Tierarzt, der 
eine gebotene Untersuchung unterlassen hat, 
gegen die anerkannten Regeln der tierärzt -
lichen Kunst verstoßen. Dies habe die Aufklä-
rung des Geschehens und dadurch die Beweis-
not aufseiten des Geschädigten vertieft.

Aufklärungsfehler
Zielrichtung der Aufklärung
Voraussetzung für eine Maßnahme in der 
 Humanmedizin ist die vollständige Aufklärung 
über sämtliche Risiken und Alternativen (vgl. 
§ 630e Abs. 1 BGB). Erst in Kenntnis aller 
 maßnahmenspezifischen Umstände kann der 
Patient frei von Willensmängeln wirksam in die 
Maßnahme einwilligen [16]; die Aufklärung 
dient dem Selbstbestimmungsrecht des Pa -
tienten [17]. 

Einer solch weitgehenden Aufklärung 
 bedarf es in der Veterinärmedizin nicht. Bereits 
1980 entschied der BGH, dass ausschließlich 
wirtschaftliche Erwägungen entscheidungser-
heblich seien , wobei der materielle oder ideelle 
Wert des Tieres maßgeblich sein könnten [7]. 
Es genüge bereits der Auftrag des Tierhalters, 
um den Eingriff zu rechtfertigen [18]. Infolge-
dessen seien die Beweislastregeln der Human-
medizin hinsichtlich der Aufklärung auf die Tier-
arzthaftung nicht anwendbar. Diese Auffassung 
wurde in  einer aktuellen Entscheidung des OLG 
Dresden nochmals bestätigt [19]: Die Grundsät-
ze über Art und Umfang der humanmedizini-
schen Aufklärung seien auf die tierärztliche 
Aufklärung nicht anzuwenden.

Art und Umfang der Aufklärung
In der Humanmedizin muss der Arzt im Falle 
 eines Haftungsprozesses beweisen, dass die 
erfolgte Aufklärung vollständig und ausrei-
chend war. In einem Tierarzthaftungsprozess 
obliegt die Beweislast dem klagenden Tierhal-
ter. Allerdings muss auch der Tierhalter über 
sämtliche Risiken, Alternativen und Erfolgs-
chancen aufgeklärt werden, andernfalls verletzt 
der Tierarzt seine allgemeinen vertraglichen 
Beratungspflichten. Die schuldhafte Verletzung 
einer solchen Beratungs- bzw. Aufklärungs-
pflicht kann einen vertraglichen Schadenser-
satzanspruch zugunsten des Tierhalters aus -

lösen [7]. Auch die Neufassung von § 90a BGB 
(Definition des Begriffs „Tiere“) ändere an dem 
Umfang der Aufklärungspflichten nichts. Zwar 
erhalte der Tierschutz durch diese Norm eine 
höhere Bedeutung, sie ändere jedoch nichts an 
dem Status des Tieres als Rechtsobjekt.

In einem speziellen Fall schlussfolgerte das 
OLG Koblenz [20], dass durch das Fehlen einer 
ausreichenden Aufklärung die Einwilligung zur 
Maßnahme unwirksam sein könne, wenn der 
Tierarzt grundlegende Informationen über er-
hebliche Risiken verschweige, die sich durch 
die Wahl einer anderen Maßnahme minimieren 
ließen. Wenn nicht festgestellt werden könne, 
dass ein Zwischenfall bei der Wahl der alterna-
tiven Behandlungsmethode nicht eingetreten 
wäre, scheide eine Einstandspflicht des Tier-
arztes allerdings aus. In einem solchen Fall 
 fehle es an der Kausalität des Aufklärungsman-
gels für den eingetretenen Schaden. 

Auch das OLG Köln entschied 2018, dass 
es einer mündlichen Aufklärung, wie sie in 
§ 630e Abs. 2 BGB gefordert wird, im Rahmen 
der tierärztlichen Behandlung nicht bedürfe 
[21]. Die Norm sei weder unmittelbar noch mit-
telbar auf die Veterinärmedizin anwendbar, eine 
schriftliche Aufklärung sei somit völlig aus -
reichend. In dem verhandelten Fall war für das 
Gericht auch nicht zu erkennen, dass sich der 
Tierhalter gegen die indizierte Maßnahme 
 entschieden hätte, wenn ihm die Risiken dieser 
Maßnahme zusätzlich mündlich erläutert 
 worden wären. 

Voraussetzung für eine ordnungsgemäße 
Aufklärung ist jedoch, dass dem Tierhalter die 
maßnahmenimmanenten Risiken zutreffend 
dargestellt werden. Auch bei der tierärztlichen 
Aufklärung müsse der Tierarzt keine Prozent -
angaben hinsichtlich der Risiken mitteilen. 
Wenn aber solche Angaben erfolgten, so dürf-
ten sie bei dem Tierhalter nicht den irreführen-
den Eindruck erwecken, dass sich ein nur peri-
pher erwähntes Risiko viel seltener verwirk -
liche als ein breit dargestelltes Risiko, obwohl 
die Wahrscheinlichkeit für einen Eintritt der bei-
den Risiken in etwa gleich hoch sei [22]. In die-
sem Fall haftet der Tierarzt wegen unzurei-
chender bzw. irreführender Aufklärung.

Haftung aufgrund einer fehlerhaft 
durchgeführten Ankaufsunter -
suchung

Besonders hervorzuheben ist die Tierarzthaf-
tung bei der Ankaufsuntersuchung, die in der 
Praxis v. a. bei dem Verkauf von Pferden rele-
vant ist. Bei der Ankaufsuntersuchung handelt 
es sich um einen Werkvertrag [23]. Der Tierarzt 
verpflichtet sich zur Durchführung der Ankaufs-
untersuchung, an deren Ende der zutreffende 
Gesundheitszustand des Pferdes abgebildet 
sein soll. Unterläuft ihm hierbei ein Fehler, so 
ist die gutachterliche Bewertung gemäß § 633 
BGB mangelhaft. Dem Käufer als Besteller 

 stehen sämtliche Rechte aus § 634 BGB zu, 
insbesondere auch der Schadensersatzan-
spruch  gemäß § 634 Nr. 4 BGB. 

Wenn es also zum Kauf kommt und sich im 
Nachgang herausstellt, dass der Tierarzt einen 
unzutreffenden Befund erstellt hat, so haftet 
der Tierarzt. Diese Haftung ist unabhängig von 
einer etwaigen Haftung des Verkäufers auf 
 Ersatz des Schadens, der dem Käufer dadurch 
entstanden ist, dass er das Pferd aufgrund des 
fehlerhaften Befundes erworben hat [6]. Hierzu 
gehört als Mindestschaden der Kaufpreis des 
Pferdes Zug-um-Zug gegen Rückübereignung 
des Pferdes. Darüber hinaus kann auch Ersatz 
für die als nutzlos erwiesenen Aufwendungen 
verlangt werden [24].

Nach der ständigen Rechtsprechung stehen 
die Haftung des Verkäufers und diejenige des 
Tierarztes im Gleichrangigkeitsverhältnis ne-
beneinander [6]. Den Käufer treffe grundsätz-
lich im Verhältnis zum Tierarzt keine Schadens-
minderungspflicht, indem er zuerst den Tierarzt 
und nicht den Verkäufer für das mangelhafte 
Pferd in Anspruch nehme. Es stehe dem Gläubi-
ger frei, welchen Gesamtschuldner er in An-
spruch nehme [6].

Dieses Ergebnis ist insofern beachtens-
wert, als der Verkäufer dem Käufer eine man-
gelhafte Sache – namentlich das Pferd – ver-
kauft. Man könnte also annehmen, dass der 
Verkäufer somit näher am Schadensgeschehen 
steht [25]. Auch liegen unterschiedliche Haupt-
leistungen vor: Der Verkäufer schuldet die 
 Lieferung einer mangelfreien Sache, der Tier-
arzt hingegen die Erstellung eines fehlerfreien 
Gutachtens. Aus diesem Grund scheide eine 
Gleichstufigkeit aus [u. a. 26]. Dieser Rechts-
auffassung hat der BGH eindeutig widerspro-
chen. Sowohl der Verkäufer als auch der Tier-
arzt haften für ihre jeweilige Pflichtverletzung 
aus dem jeweiligen Vertragsverhältnis, die je-
weils zu demselben Vermögensnachteil bei 
dem Käufer geführt haben. Insoweit werde ein 
inhaltsgleiches Gläubigerinteresse befriedigt. 
Darüber hinaus sei zu berücksichtigen, dass 
der Tierarzt die eigentliche Ursache zum Pfer-
dekauf mit seiner fehlerhaften Ankaufsunter -
suchung gesetzt habe [27].

Um eine solche Haftung zu vermeiden, 
 bliebe allein eine etwaige Haftungsbeschrän-
kung. Allerdings hat das OLG Hamm mit Urteil 
vom 05.09.2013 eine Haftungsbeschränkung 
als unwirksam bewertet, wenn die verwendete 
Klausel wesentliche Pflichten („Kardinalpflich-
ten“), so einschränkt, dass das Ziel des 
 Vertragszweckes gefährdet ist [28]. Eine gene-
relle Haftungsbeschränkung auf grobes Ver-
schulden, ohne nach einzelnen Pflichten zu 
 differenzieren, sei unzulässig. Eine so weit -
reichende Einschränkung gefährde die Errei-
chung des Vertragszwecks, da der fehlerhaft 
handelnde Tierarzt seine Hauptleistungspflich-
ten ohne großes Haftungsrisiko für ihn ver-
nachlässigen dürfe.
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Haftungshöhe
Die Haftung aus einer fehlerhaften tierärzt -
lichen Behandlung kann sich wie oben darge-
stellt nur auf Schadensersatz oder Aufwen-
dungsersatz beschränken. Die Höhe des Scha-
densersatzes richtet sich nach dem Wert des 
Tieres und der Wertminderung durch die fehler-
hafte tierärztliche Behandlung [29]. Insbeson-
dere bei Pferden können daher leicht Beträge 
im fünfstelligen Bereich ausgeurteilt werden 
[29]. Das OLG München hat in einem aktuellen 
Fall um ein wertvolles Turnierpferd sogar  
einen Schadensersatzanspruch in Höhe von 
250 000,00 € zugesprochen und damit ein 
 Urteil des Landgerichts München bestätigt [30] 
(s. S. 495 in diesem Heft). Der Tierarzt wurde 
zur Zahlung der Summe aufgrund eines Aufklä-
rungsversäumnisses verurteilt.

Aber auch der Ersatz von nutzlosen Auf-
wendungen ist erstattungsfähig. Hierunter 
 fallen Unterbringungskosten, aber auch Tier-
arztkosten. Wenn diese Kosten über einen 
 längeren Zeitraum angefallen sind, können 
auch diese Schadenspositionen deutlich spür-
bar sein. 

Aus diesem Grund sollte auch der Veteri-
närmediziner für ausreichenden Versicherungs-
schutz Sorge tragen. Ein solcher Versiche-
rungsschutz ergibt sich bereits aus § 3 Abs. 1 
Nr. 6 der Muster-Berufsordnung für Tierärzte. 
Danach sind Tierärztinnen und Tierärzte ver-
pflichtet, sich hinreichend gegen Haftpflichtan-
sprüche im Rahmen ihrer beruflichen Tätigkeit 
zu versichern. Andernfalls haften sie persönlich 
für etwaige Schäden. 

Fazit 

Es bleibt festzuhalten, dass auch die Recht-
sprechung der Tierarzthaftung durch die Ge-
richte fortgebildet worden ist. Wie zuvor das 
Patientengesetz handelt es sich bei der Tier-
arzthaftung überwiegend um Richterrecht, wo-
bei die Grundsätze der Humanmedizin hinsicht-
lich des Behandlungsfehlers nahezu uneinge-
schränkt auf die Veterinärmedizin anwendbar 
sind. Etwas anderes ergibt sich im Rahmen der 
Aufklärung. Hier unterscheidet sich die Human-
medizin von der Veterinärmedizin bereits in den 
jeweiligen Zielrichtungen. Dennoch kann eine 
unzureichende Aufklärung auch im tierärzt -
lichen Bereich Schadensersatzansprüche aus-
lösen. Eine Besonderheit stellen Behandlungen 
mit Erfolgsbezogenheit, namentlich die An-
kaufsuntersuchung, dar. In allen Fällen gilt es 
für ausreichenden Versicherungsschutz zu 
 sorgen. Andernfalls haftet man persönlich für 
etwaige Fehler. Da die geltend gemachten 
Schadenspositionen schnell hohe Beträge 
 erreichen können, ist eine umfassende 
Haftpflichtver sicherung für die tierärztliche 
 Tätigkeit unerlässlich.
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